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Regeste

Sozialversicherung - Kinderzulagen

Erwägungen

E. 8
Zusammenfassend ergibt sich, dass die Beschwerdegegnerin aufgrund der Verletzung der
ihr obliegenden Abklärungspflicht ihren Rückforderungsanspruch für den Zeitraum vom
1. Oktober 2010 bis zum 14. Juni 2012 verwirkt hat. Wie jedoch bereits ausgeführt wurde,
gilt die Verwirkung nicht für jene Leistungen, welche im Jahr vor der
Rückerstattungsverfügung (mithin zwischen dem 14. Juni 2012 und dem
31. Dezember 2012) noch ausbezahlt wurden (vgl. dazu E. II/7.2) . Massgebendes
Kriterium zur Berechnung der Rückerstattungsforderung der Beschwerdegegnerin ist somit
das Auszahlungsdatum der Zulagen. Aus den Akten ergibt sich einzig, dass der
Beschwerdeführerin mit Verfügung vom 10. Februar 2012 für die Kinder B.______ und
C.______ im Zeitraum vom 1. Januar 2012 bis zum 31. Dezember 2012 monatliche
Kinderzulagen in der Höhe von Fr. 200.- pro Kind ausgerichtet wurden. Es ist jedoch nicht
ersichtlich, wann diese Zulagen der Beschwerdeführerin vergütet wurden. Aufgrund dessen,
dass die Beschwerdeführerin der Beschwerdegegnerin nur noch jene Kinderzulagen
zurückzuerstatten hat, welche nach dem 14. Juni 2012 ausbezahlt wurden, hat Letztere eine
neue Rückerstattungsverfügung für jene Zulagen zu erlassen, welche nach dem 14. Juni
2012 ausgerichtet wurden. Demgemäss ist die Beschwerde teilweise gutzuheissen, soweit
darauf einzutreten ist. Die Verfügung der Beschwerdegegnerin vom 14. Juni 2013 sowie
deren Einspracheentscheid vom 19. Dezember 2013 sind aufzuheben und die Sache ist der
Beschwerdegegnerin im Sinne der Erwägungen zur Neuberechnung und Neufestsetzung der
Rückerstattungsforderung zurückzuweisen.

E. 9
Soweit sich die Beschwerdeführerin schliesslich auf Art. 8 FamZG beruft, gemäss welchem
die zur Zahlung von Unterhaltsbeiträgen verpflichtete Person die Familienzulagen
zusätzlich zu den Unterhaltsbeiträgen zu entrichten habe, so ist sie auf Art. 9 Abs. 1 FamZG
hinzuweisen. Dieser hält fest, dass in Fällen, in welchen die Familienzulagen nicht für die
Bedürfnisse einer Person verwendet werden, für die sie bestimmt sind, diese Person oder ihr
gesetzlicher Vertreter verlangen kann, dass ihr die Familienzulagen ausbezahlt werden (Art.
9 Abs. 1 FamZG). Damit die Auszahlung der Familienzulagen an eine Drittperson erfolgen
kann, ist nach Art. 9 Abs. 1 FamZG ein entsprechendes Begehren an die zuständige
Familienausgleichskasse zu stellen, welche dann über die Auszahlung zu entscheiden hat
(Ueli Kieser/Marco Reichmuth, Praxiskommentar zum FamZG, Zürich/St. Gallen 2010,
Art. 9 N. 8-12). Ein solches Begehren hat die Beschwerdeführerin am 12. August 2013
bereits bei der Beschwerdegegnerin eingereicht, worüber diese noch zu entscheiden haben



wird. Soweit die Beschwerdeführerin zusätzlich aus der angeblichen Verletzung der Pflicht
zur Weiterleitung der Kinderzulagen gemäss Art. 276 Abs. 2 ZGB i.V.m. Art. 285 Abs. 2
ZGB einen Anspruch gegenüber dem Kindsvater A.______ geltend machen will, ist sie
diesbezüglich auf den Zivilweg zu verweisen. III. Die Gerichtskosten sind auf die
Staatskasse zu nehmen (Art. 1 FamZG i.V.m. Art. 61 lit. a ATSG).
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